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Pressezentrum Nachrichtenredaktion
Meldung Nr.  065   
Datum:
Donnerstag, 21. Mai 2009
Stichworte:
Rechtsextremismus
Veranstaltung:
Hingucken oder wegducken
Ort:
Musical-Theater, Theatersaal, Richtweg 7-13
Programm Seite:
127 
Experten: Rechtsextremes Gedankengut kommt in Mitte der Gesellschaft an 
Bessere finanzielle Ausstattung und Infrastruktur für Jugendarbeit gegen Rechts gefordert 
Besonders intensiv setzt sich der 32. Deutsche Evangelische Kirchentag in Bremen mit dem Thema Rechtsextremismus auseinander. Rechtsextremes Gedankengut komme zunehmend in der Mitte der Gesellschaft an, beklagten Experten am Donnerstag, 21. Mai, bei der Veranstaltung „Hingucken oder wegducken“ in Bremen. Rechte Extremisten erreichten „Akzeptanz durch zivilgesellschaftliches Engagement, zum Beispiel in Elternbeiräten oder als Sponsor von Fußballmannschaften“, berichtete Günther Hoffmann vom Zentrum Demokratische Kultur Vorpommern. 
Der ehemalige Regierungssprecher Uwe-Karsten Heye, heute Vorsitzender des Vereins „Gesicht zeigen“, verwies darauf, dass der Rechtsextremismus nicht nur ein ostdeutsches Problem sei. Dies bestätigte mit Blick auf Norddeutschland der NDR-Journalist Stefan Schölermann. Er warnte insbesondere vor den erst seit kurzem auftretenden „Autonomen Nationalisten“. Sie seien extrem gewalttätig, durch ihre schwarze Vermummung kaum von Linksautonomen zu unterscheiden und wirkten offenbar anziehend auf viele Jugendliche.
Die SPD-Bundestagsabgeordneten Kerstin Griese forderte eine bessere Infrastruktur in der Jugendarbeit. „Dort zuerst zu kürzen, ist das absolut falsche Signal“, betonte sie. Günther Hoffmann vom Zentrum Demokratische Kultur verwies darauf, dass es in vielen Kommunen noch an dem nötigen Bewusstsein fehle. „Arbeit gegen Rechtsextremismus erfordert viel Vorwissen. Wir brauchen hochqualifizierte Leute, die längerfristig angestellt sind, damit ihre Arbeit Früchte tragen kann.“ Unter starkem Applaus der zahlreichen Zuhörer appellierten die Vertreter des Vereins „Gesicht zeigen“ an den Bund, die Kommunen bei dieser Aufgabe finanziell stärker zu unterstützen. 

Hinsichtlich der Diskussion um ein NPD-Verbot waren die versammelten Experten und Aktivisten jedoch uneins. Während die Bundestagsabgeordnete Griese (SPD) für eine Wiederaufnahme des Verbotsverfahrens plädierte, argumentierte NDR-Experte Schölermann, das Verbot würde der NPD ein „Märtyrer-Image“ verschaffen. Außerdem stünde bereits die DVU als „Ersatztruppe“ bereit.
Lutz Brockmann, Bürgermeister von Verden, appellierte in diesem Zusammenhang an die Mitte der Gesellschaft: „Demokratie ist kein Naturgesetz. Es fehlt uns an Menschen, die sich in den demokratischen Parteien engagieren.“
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